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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Wirtschaftspolitik

Die Unternehmerverbände forderten die politischen Instanzen wiederholt zu einer
raschen Realisierung der in Aussicht genommenen Reformen auf. Die Linke hingegen
zeigte sich in vielen Bereichen – allerdings nicht beim Kartellrecht – skeptisch,
befürchtet sie doch von dem auch mit dem Schlagwort Deregulierung bezeichneten
Prozess einen Abbau von sozialen Rechten und Schutzmassnahmen für die
Arbeitnehmer. 1

ANDERES
DATUM: 31.12.1993
HANS HIRTER

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Verbände

Industrie, Handel und Unternehmer

Der Vorort sprach sich gegen sämtliche dem Volk zum Entscheid vorgelegten
Initiativen aus. Hingegen unterstützte er den Rebbaubeschluss und die Revision des
Strassenverkehrsgesetzes. Den Energieartikel lehnte er als zu interventionistisch ab und
zur Reform der Bundesrechtspflege äusserte er sich nicht. 2

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 19.09.1990
HANS HIRTER

Auch wenn sich der Vorort für den Rebbaubeschluss ausgesprochen hatte, liessen
seine im April publizierten Thesen zur Agrarpolitik erkennen, dass er in Zukunft eine
Fortsetzung der protektionistischen Landwirtschaftspolitik kaum mehr unterstützen
wird. Neben einem forcierten Strukturwandel bei den Talbetrieben forderte er den
vermehrten Einsatz von produktionsunabhängigen Direktzahlungen, wobei vor allem
Leistungen zugunsten des Landschafts- und Umweltschutzes honoriert werden sollten.
Aussenhandelspolitisch ist es für den Vorort entscheidend, dass die
Abwehrmassnahmen gegen Agrarimporte die Exportinteressen der übrigen Wirtschaft
nicht gefährden. Eine weitere Erhöhung des Selbstversorgungsgrades lehnt er deshalb
ab. 3

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 05.12.1990
HANS HIRTER

Einiges Aufsehen erregte die Nein-Parole des Vororts des Schweizerischen Handels-
und Industrie-Vereins zum Finanzpaket. Unternehmerverbände wichtiger
exportorientierter Branchen wie die Maschinenindustrie hatten sich zuvor, wegen der
vorgesehenen Abschaffung der steuerlichen Belastung auf Betriebsmitteln und
Investitionen (Taxe occulte) für das Finanzpaket ausgesprochen. Der Vorort begründete
seinen Entscheid damit, dass er einen Wechsel zum Mehrwertsteuersystem wohl
begrüssen würde, dass er aber das Kompromisspaket nicht unterstützen könne, weil
auf einen gleichzeitigen Abbau der Direkten Bundessteuer verzichtet worden sei. 
Der Arbeitgeberverband vertrat die gleiche Position wie der Vorort, während die
Bankiervereinigung, welche primär an dem mit der Finanzreform gekoppelten
Stempelsteuerabbau interessiert war, Zustimmung empfahl.
Die LdU-Initiative für den öffentlichen Verkehr empfahl der Vorort zur Ablehnung. 4

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 23.05.1991
HANS HIRTER

In einer ersten Stellungnahme äusserte sich der Vorort grundsätzlich positiv zum EWR-
Vertrag; einen Beitritt zur EG bezeichnete er hingegen als nicht vordringlich.
Unabhängig von den integrationspolitischen Entscheiden muss sich nach Ansicht des
Vororts die Schweiz durch ein umfassendes marktwirtschaftliches
Liberalisierungsprogramm erneuern. Nur so könne es der Wirtschaft gelingen, auch in
Zukunft im härter gewordenen internationalen Wettbewerb zu bestehen. 5

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 13.12.1991
HANS HIRTER
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Der Vorort übte mehrfach Kritik an den seines Erachtens zu zaghaften Bemühungen
des Bundesrates um eine Verbesserung der Rahmenbedingungen des
Wirtschaftsstandorts Schweiz. Sowohl in seinem Jahresbericht als auch in einem Brief
an alle Parlamentsmitglieder forderte er eine spürbare Deregulierung und warnte vor
der Zustimmung zu neuen sozialpolitischen Vorschriften im Rahmen der Swisslex. Im
Gegensatz zu früheren Stellungnahmen äusserte er sich nicht mehr ablehnend zu einer
Verschärfung des Kartellrechts; die Einführung einer Fusionskontrolle lehnte er freilich
kategorisch ab.

Mit der vom Volk gutgeheissenen Umstellung von der Warenumsatz- zur
Mehrwertsteuer – und damit der Eliminierung der taxe occulte – wurde im Berichtsjahr
ein altes Anliegen des Vororts erfüllt. Da im Gegensatz zur Volksabstimmung von 1991
der Systemwechsel nicht mit anderen finanzpolitischen Massnahmen gekoppelt war,
setzte sich der Vorort diesmal aktiv für ein Ja ein. 6

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 06.05.1993
HANS HIRTER

Die Schweizerische Handelskammer wählte am 9. September Andreas Leuenberger,
Spitzenmanager beim Pharmakonzern Roche, zum neuen Präsidenten des Vororts; er
wird am 1. Januar 1994 die Nachfolge des zurücktretenden Pierre Borgeaud antreten.

Beim Zentralverband schweizerischer Arbeitgeber-Organisationen (ZSAO) trat auf den 1.
Juli Peter Hasler die Nachfolge des zurücktretenden Verbandsdirektors Heinz
Allenspach an. Der freisinnige Zürcher Nationalrat Allenspach hatte seine Funktion
während 23 Jahren ausgeübt. 7

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 09.09.1993
HANS HIRTER

Der Vorort betonte in seinen Stellungnahmen weiterhin die Bedeutung einer
marktwirtschaftlichen Erneuerung und einer Verbesserung der Rahmenbedingungen
für die Zukunft des Wirtschaftsstandorts Schweiz. Dabei kritisierte er den Bundesrat
und das Parlament, dass diese das nach der negativ verlaufenen EWR-Abstimmung
versprochene rasche Reformtempo nicht einhalten würden. Immerhin begrüsste der
Vorort – mit einigen Vorbehalten – die von der Regierung vorgelegte
Kartellgesetzrevision und vor allem das Binnenmarktgesetz.
Von besonderer Bedeutung war für den Vorort der Abschluss des neuen WTO-
Abkommens; er setzte sich mit Nachdruck für einen Beitritt der Schweiz ein. Die dem
Vorort nahestehende Wirtschaftsförderung führte im zweiten Halbjahr eine breit
angelegte Informations- und Werbekampagne für das neue GATT-Abkommen durch. 
In der schweizerischen Europapolitik bezeichnete der Vorort die bilateralen
Verhandlungen als zur Zeit einzig realistischen Weg. 
In der Sozialpolitik sah der Vorort die Zeit gekommen für einen Marschhalt; ein weiterer
Ausbau würde die Wirtschaft derart belasten, dass davon auch die Finanzierung des
bestehenden sozialen Netzes in Mitleidenschaft gezogen würde. 
In seinem Jahresbericht 1993 sprach sich der Vorort ferner für marktwirtschaftliche
Instrumente im Umweltschutz aus. Dabei befürwortete er auch die geplanten
Lenkungsabgaben auf CO2- und VOC-Emissionen, allerdings unter der Voraussetzung,
dass diese europäisch koordiniert eingeführt werden. Da diese Voraussetzung nicht
erfüllt war, lehnte er den vom Bundesrat im März in die Vernehmlassung gegebenen
Vorschlag für eine CO2-Abgabe ab. Eine durchgängige Ökologisierung des
Steuersystems, wie es etwa von der Grünen Partei gefordert wird, lehnte er kategorisch
ab. 8

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 29.09.1994
HANS HIRTER

Der Vorort feierte im Berichtsjahr seinen 125. Geburtstag. Dieser Anlass wurde vom
Präsidenten Andreas Leuenberger lediglich für einen allgemeinen Tour d'horizon – mit
Betonung auf der Notwendigkeit einer Verbesserung des Wirtschaftsstandorts Schweiz
im internationalen Wettbewerb – und nicht für das Setzen von neuen Akzenten genutzt.
In der selben Tonlage waren auch die Ausführungen Leuenbergers zur Europapolitik der
Schweiz gehalten. Er stellte sich voll hinter die bilateralen Verhandlungen des
Bundesrats und sprach sich dagegen aus, bereits jetzt zur Frage eines Beitritts der
Schweiz zur EU Position zu beziehen.

Durch den Rücktritt seines Direktors Heinz Allenspach (fdp, ZH) aus dem Nationalrat
verlor der Arbeitgeberverband seine direkte Verbindung zum Parlament. Immerhin
schafften mit Erich Müller (fdp, ZH) und Johannes Randegger (fdp, BS) zwei Manager
von internationalen Grosskonzernen den Einzug in den Nationalrat. 9

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 09.09.1995
HANS HIRTER
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An der Delegiertenversammlung des Vororts warnte Präsident Leuenberger davor, mit
staatlichen Eingriffen oder einer Abschottung nach aussen den wirtschaftlichen
Umstrukturierungsprozess aufhalten zu wollen. Der soziale Friede und die politische
Stabilität seien zwar wichtige Standortfaktoren für die Wirtschaft; wenn aber die
Schweiz im internationalen Standortwettbewerb bestehen wolle, dürften die
Leistungen des Sozialstaats vorläufig nicht weiter ausgebaut werden. 

Der Vorort gab die Nein-Parole zum Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetz
aus; er verzichtete allerdings darauf, die Vorlage aktiv zu bekämpfen. Als Begründung
für seine Ablehnung, die ihm von seiten der FDP einige Kritik eintrug, gab er an, dass er
zwar die mit dieser Reform angestrebte grössere Effizienz der Regierung begrüsse, der
Ernennung von zusätzlichen Staatssekretären jedoch nicht zustimmen könne, da deren
Funktion noch nicht hinreichend definiert sei. 10

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 07.09.1996
HANS HIRTER

Der Vorort engagierte sich weiterhin für ein bilaterales Abkommen der Schweiz mit der
EU. Bereits 1995 hatte er eine Inseratekampagne anlaufen lassen, welche die Bürger
davon überzeugen soll, im Fall eines Referendums ein Ja zum Verhandlungsergebnis in
die Urne zu legen. Im Dezember forderte er an einer gemeinsamen Pressekonferenz mit
dem Arbeitgeber- und dem Gewerbeverband die Behörden zum raschen Abschluss der
Verhandlungen auf. Angesichts der grossen Bedeutung dieses Abkommens für die
Volkswirtschaft sei es auch in Kauf zu nehmen, wenn in einzelnen Bereichen
(namentlich beim Dossier Landverkehr) zusätzliche Konzessionen gewährt werden
müssen. Der Vorort lehnte konsequenterweise auch das von Gewerbekreisen gegen die
leistungsabhängige Schwerverkehrsabgabe lancierte Referendum ab, da ein Verzicht auf
diese Abgabe die Verhandlungen mit der EU gefährden würde. 11

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 16.12.1997
HANS HIRTER

Die Schweizerische Handelskammer wählte am 30. März Rudolf Ramsauer als
Nachfolger des altershalber zurücktretenden Kurt Moser zum neuen Direktor
(Generalsekretär) des Vororts. Ramsauer hatte seine Karriere vor allem als
Handelsdiplomat gemacht und war zuletzt Vizedirektor des Bundesamtes für
Aussenwirtschaft.

Der Vorort betonte mehrmals die grosse Bedeutung des Abschlusses eines bilateralen
Abkommens mit der EU für die schweizerische Wirtschaft und setzte in diesem
Zusammenhang auch seine Inseratekampagne zugunsten eines solchen Vertrags fort.
Konsequenterweise unterstützte er denn auch tatkräftig die namentlich vom
Gewerbeverband bekämpfte Einführung einer leistungsabhängigen
Schwerverkehrsabgabe, welche der Vorort als wichtige Voraussetzung für einen
erfolgreichen Abschluss der Vertragsverhandlungen mit der EU einschätzte. 12

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 12.09.1998
HANS HIRTER

Der Ruf nach einer Fusion der drei Dachorganisationen der Industrie und des Handels,
Vorort, Arbeitgeberverband und Wirtschaftsförderung (wf), zwecks Verbesserung der
Schlagkraft in der politischen Auseinandersetzung, ertönte im Berichtsjahr etwas lauter.
Namentlich die Schweizerische Gesellschaft der chemischen Industrie und der
Präsident der wf, Heini Lippuner, machten sich für diese Idee stark. Am «Tag der
Wirtschaft», einem erstmals gemeinsam durchgeführten öffentlichen Teil der
Jahresversammlungen der drei Organisationen gab Vorortspräsident Leuenberger
bekannt, dass seine Organisation diesen Plänen positiv gegenüberstehe und
beschlossen habe, einen Zusammenschluss zu prüfen. Skeptisch gab sich hingegen der
Arbeitgeberverband. Sein Vorstand sprach sich im Herbst sehr deutlich gegen eine
Fusion aus. Nur die Vertreter der Chemie und der Maschinenindustrie stimmten zu; bei
den übrigen dominierten die Befürchtungen, dass die Interessen der KMU in einem
gemeinsamen Verband nicht mehr so gut berücksichtigt würden. Der Vorort und die wf
(die heute weitgehend die Funktion einer Zentrale für Öffentlichkeitsarbeit für den
Vorort, den Arbeitgeberverband und weiteren Wirtschaftsorganisationen wie etwa der
Bankiervereinigung erfüllt) liessen sich davon nicht entmutigen und beschlossen, die
Fusionsidee weiter zu verfolgen. Gegen Jahresende stimmten die Vorstände beider
Organisationen einer Vereinigung zu. Dieser Entscheid muss noch von der Delegierten-
resp. der Mitgliederversammlung abgesegnet werden; als Termin für den
Zusammenschluss wurde der Herbst 2000 ins Auge gefasst. 13

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 02.12.1999
HANS HIRTER

01.01.90 - 01.01.20 3ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Die im Vorjahr eingeleitete Fusion des Vororts des Schweizerischen Handels- und
Industrievereins mit der Wirtschaftsförderung (wf) wurde plangemäss am 15.
September in Lausanne beschlossen. Der neue Dachverband, welchem der
Arbeitgeberverband nicht angehört, erhielt den Namen „economiesuisse – Verband der
Schweizer Unternehmen“. Präsident wurde der bisherige Vorort-Vorsitzende Andres
Leuenberger. 14

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 15.09.2000
HANS HIRTER

Der 63jährige Präsident von Economiesuisse, Andreas Leuenberger, trat auf
Jahresende von seinem Amt zurück. Zu seinem Nachfolger wählte der Vorstand den St.
Galler Unternehmer Ueli Forster. Der ausgetrocknete Arbeitsmarkt führte beim
Schweizerischen Arbeitgeberverband zur Erkenntnis, dass es sich die Wirtschaft nicht
leisten kann, einen Teil des immer besser ausgebildeten weiblichen
Arbeitskräftepotentials brach liegen zu lassen. Insbesondere mit neuen
Arbeitszeitmodellen und mit der Bereitstellung von ausserfamiliären
Betreuungseinrichtungen für Kinder soll seiner Meinung nach die Vereinbarkeit von
Beruf und Familie verbessert werden. 15

ANDERES
DATUM: 31.12.2001
HANS HIRTER

Obwohl keine direkten wirtschaftlichen Interessen bei dieser Abstimmung involviert
waren, engagierte sich der Wirtschaftsdachverband Economiesuisse stark zugunsten
eines UNO-Beitritts der Schweiz. Er erachtete einen allfälligen negativen Ausgang der
Volksabstimmung vom 3. März für derart verheerend für das Image der Schweiz und
ihrer Wirtschaft, dass er bereit war, den Grossteil der Kosten der Werbekampagne zu
übernehmen. Als von bloss geringer Bedeutung für das Image der Schweiz schätzte
Economiesuisse hingegen einen ablehnenden Volksentscheid zur Gründung einer
Solidaritätsstiftung ein; im Gegensatz zur Bankiervereinigung gab sie die Stimme frei
und sah auch von Beiträgen an die Werbekampagne ab. Während Economiesuisse bei
der UNO-Abstimmung (und auch bei der gleichzeitig erfolgten Ablehnung der
Volksinitiative des SGB für eine Arbeitszeitverkürzung) zu den Siegern gehörte, musste
sie bei der Volksabstimmung über die von den Gewerkschaften bekämpfte
Elektrizitätsmarktliberalisierung, wo sie sich ebenfalls an vorderster Front eingesetzt
hatte, eine herbe Niederlage einstecken. 16

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 31.12.2002
HANS HIRTER

Der Schweizerische Arbeitgeberverband und der Dachverband der schweizerischen
Wirtschaft, Economiesuisse, engagierten sich erfolgreich an vorderster Front für die
beiden Abkommen mit der EU über den Beitritt der Schweiz zum Schengen/Dublin-
Vertrag und über die Ausweitung der Personenfreizügigkeit auf die neuen EU-Staaten.
Die beiden namentlich von der SVP bekämpften Verträge wurden im Berichtsjahr dem
Volk zum Entscheid vorgelegt. Besonders wichtig war den Wirtschaftsverbänden die
Ausweitung der Personenfreizügigkeit. In ihrer Kampagne betonten sie, dass der
Schweiz bei einer Ablehnung der Vorlage in der Volksabstimmung schwere
wirtschaftliche Nachteile drohen würden. Dabei dachten sie weniger an die
eingeschränkte Rekrutierungsbasis für ausländische Arbeitskräfte, als vielmehr an
Retorsionsmassnahmen wie etwa den Ausschluss schweizerischer Firmen von
öffentlichen Ausschreibungen in den aufstrebenden mittel- und osteuropäischen
Volkswirtschaften. Nach den beiden Volksabstimmungen bekräftigte Economiesuisse-
Direktor Ramsauer die Haltung seines Verbandes, dass mit den beiden bilateralen
Abkommen ein Optimum für die Schweiz erreicht sei und ein Beitritt zur EU auf weitere
Zeit keine wünschbare Option darstelle. 17

ANDERES
DATUM: 13.10.2005
HANS HIRTER

Noch bevor der Bundesrat in seinem Bericht zur Europapolitik der Schweiz den Beitritt
zur EU von einem strategischen Ziel zu einer Option, also einer Möglichkeit unter
anderen, zurückstufte, meldete sich der Dachverband der schweizerischen Wirtschaft,
Economiesuisse, zu Wort. Er wandte sich kategorisch gegen einen EU-Beitritt und
erklärte die Fortführung des eingeschlagenen bilateralen Wegs „zur einzigen
realistischen Option“. Für Economiesuisse wäre ein Beitritt angesichts der
Notwendigkeit einer Volksabstimmung politisch nicht zu realisieren. Zudem wäre er
aber auch wegen des Souveränitätsverlustes, der hohen Kosten von jährlich rund 5 Mia
Fr. und den zunehmend protektionistischen Tendenzen in der EU gar nicht wünschbar.
Damit die Schweiz den Weg der sektoriellen vertraglichen Vereinbarungen mit der EU
weiter verfolgen könne, seien jedoch weitgehende wirtschaftspolitische
Liberalisierungsschritte erforderlich, insbesondere in den Bereichen Post,

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 01.03.2006
HANS HIRTER
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Telekommunikation und Landwirtschaft. 18

Als Nachfolger für den zurücktretenden Economiesuisse-PräsidentenUeli Forster
wählte die Delegiertenversammlung am 27. März den Zürcher Manager Andreas Schmid.
Obwohl er als einziger Kandidat antrat, war der namentlich von den Banken unterstützte
Schmid nicht unumstritten. Kurz vor seinem geplanten Amtsbeginn bei Economiesuisse
anfangs September trat Schmid im Streit aus dem Verwaltungsrat des Reisekonzerns
Kuoni zurück und erklärte gleichzeitig, auch für das Verbandspräsidium nicht mehr zur
Verfügung zu stehen. Forster willigte danach ein, seinen Rücktritt auf Ende November
zu verschieben. Als Kronfavorit für die Nachfolge kristallisierte sich der 58jährige
Gerold Bührer heraus. Der freisinnige Schaffhauser Nationalrat und ehemalige
Präsident der schweizerischen FDP kündigte an, dass er im Fall einer Wahl sein
Parlamentsmandat im Herbst 2007 aufgeben würde. Seine Wahl zum neuen
Economiesuisse-Präsidenten und auch der Amtsantritt erfolgten am 20. November. 19

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 21.11.2006
HANS HIRTER

Zwischen dem Dachverband Economiesuisse und zwei seiner Mitgliederorganisationen
kam es im Berichtsjahr zu offenen Problemen. Sowohl der von Nationalrat Schneider-
Ammann (fdp, BE) präsidierte Verband der Maschinen-, Elektro- und Metallindustrie
(Swissmem) als auch der von Nationalrat Messmer (fdp, TG) präsidierte
Baumeisterverband gaben bekannt, dass sie einen Austritt aus dem Dachverband
überprüfen würden. Swissmem reichte Ende Mai die vorsorgliche Kündigung der
Verbandsmitgliedschaft auf Jahresende ein, räumte aber ein, dass er diese bei einer
angemessenen Reduktion der Verbandsbeiträge wieder zurück ziehen könnte. Die
Delegiertenversammlung der Bauunternehmer ermächtigte die Verbandsleitung
ebenfalls, aus der Economiesuisse auszutreten und nur noch dem Gewerbeverband und
der Arbeitgeberorganisation anzugehören. Dabei wurde deutlich, dass es beiden
Organisationen nicht nur um die als zu hoch kritisierten Verbandsbeiträge ging,
sondern der Konflikt auch politische Hintergründe hatte. Die Baumeister führten den
Gegensatz zwischen binnenorientierter Wirtschaft und den in einem internationalen
Umfeld tätigen Unternehmen ins Feld. Swissmem monierte Interessengegensätze
zwischen der Pharmaindustrie und der Maschinenindustrie im Bereich der
Parallelimporte und die unterschiedlichen Interessen der Exportwirtschaft und der
Banken in der Währungspolitik. Aber auch die hohen Managerlöhne in der
Pharmabranche und bei den Grossbanken war für Swissmem Anlass für Kritik, da mit
dieser Diskussion das Ansehen der Unternehmen insgesamt in Mitleidenschaft gezogen
würde. Während der Präsident von Economiesuisse, Ueli Forster, für die politischen
Argumente der Baumeister einiges Verständnis aufbrachte, wies er diejenigen von
Swissmem als unbegründet zurück. Die bei Economiesuisse eingeleiteten
Sparanstrengungen und Strukturreformen sowie die in Aussicht gestellte
Strategiediskussion bewogen Swissmem und die Baumeister, kurz vor dem Amtsantritt
des neuen Präsidenten Bührer die Austrittdrohung zurück zu nehmen. Als Eckpunkt der
neuen Strategie für Economiesuisse nannte Bührer die Konzentration der
Verbandspolitik auf acht Kernthemen. 20

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 22.11.2006
HANS HIRTER

Auf politischer Ebene insistierte Economiesuisse darauf, dass trotz anhaltend guter
Konjunktur die von ihr gewünschte Reform der Rahmenbedingungen für die Wirtschaft
nicht einschlafen dürfe. Zentral seien dabei die Reduktion der Steuerlast, mehr
Wettbewerb vor allem bei der Post und im Gesundheitswesen, der Abbau
internationaler Handelsschranken, mehr Ausgaben für Bildung und Forschung sowie
weniger staatliche Vorschriften im Umweltschutz. 21

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 03.05.2007
HANS HIRTER

Der Konflikt, der im Vorjahr zwischen Economiesuisse und seinen
Mitgliederorganisationen Swissmem und Baumeisterverband offen ausgebrochen war,
konnte im Berichtsjahr beigelegt werden. Die durchgeführten Sparübungen bei
Economiesuisse und auch die verstärkte Berücksichtigung der Anliegen der Industrie
hatten zur Beruhigung beigetragen und Swissmem veranlasst, die im Vorjahr angedrohte
Kündigung der Mitgliedschaft definitiv zurück zu ziehen. 22

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 28.08.2007
HANS HIRTER
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Nach neun Jahren Amtszeit trat der Direktor (Geschäftsführer) des
Wirtschaftsdachverbands Economiesuisse, Rudolf Ramsauer, von seinem Posten
zurück. Als Nachfolger wählte der Vorstand den 36jährigen Genfer Pascal Gentinetta,
der bereits seit 1999 bei Economiesuisse tätig war. 23

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 06.09.2007
HANS HIRTER

Der Wirtschaftsdachverband Economiesuisse zeigte sich erleichtert, dass die von der
Linken bekämpfte Unternehmenssteuerreform in der Volksabstimmung angenommen
worden war. Er gab sich damit aber nicht zufrieden, sondern kündigte an, dass gerade
angesichts der immer schärfer werdenden internationalen Konkurrenz weitere
Senkungen der Unternehmensgewinnsteuern und die Abschaffung der
Emissionsabgaben auf Eigen- und Fremdkapital im Zentrum seiner Bemühungen stehen
werden. Die Finanzmarktkrise und die Diskussion um die Frage, ob nicht auch die von
den hohen Gewinnbeteiligungen für Manager ausgehenden Anreize daran Schuld
trügen, führten zu unterschiedlichen Positionen bei den Unternehmerverbänden. Der
Präsident des Arbeitgeberverbandes, Rudolf Stämpfli, warf der Finanzbranche vor, mit
ihrer an kurzfristiger Gewinnmaximierung orientierten Politik viel Goodwill für die
Wirtschaft zerstört zu haben. Der Schweizerische Arbeitgeberverband feierte im
Berichtsjahr sein 100-jähriges Bestehen. 24

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 08.11.2008
HANS HIRTER

Der Wirtschaftsdachverband Economiesuisse setzte sich in der Volksabstimmung vom
8. Februar erfolgreich für die Weiterführung der Personenfreizügigkeit mit der EU und
ihrer Ausdehnung auf die neuen Mitgliedsstaaten Bulgarien und Rumänien ein. In der
Innenpolitik warnte er davor, die Wirtschaftskrise mit massiven staatlichen
Konjunkturförderungsprogrammen zu bekämpfen und damit die Staatsverschuldung in
die Höhe zu treiben. 25

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 05.09.2009
HANS HIRTER

Die Economiesuisse führte bei ihren Mitgliedern im Berichtsjahr eine breit angelegte
Umfrage zur Volksschule durch. Da mit HarmoS die Volksschulbildung zusehends im
nationalen Rahmen diskutiert werde, wolle sich auch Economiesuisse stärker in die
Debatte einbringen. Die Umfrage zeigte, dass die Firmen mit dem Niveau der
Schulabgängerinnen und Schulabgänger mehrheitlich unzufrieden sind. Der Verband
forderte, dass sich die Volksschule stärker auf die Vermittlung der Kernfächer
konzentrieren soll. 26

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 23.06.2010
MARC BÜHLMANN

An seiner Jahresmedienkonferenz im März wies der Wirtschafsdachverband
Economiesuisse, der im Berichtsjahr sein Zehn-Jahr-Jubiläum feierte, auf den
zunehmenden Vertrauensverlust der Bevölkerung in die Wirtschaft und die Politik hin.
Damit sei auch die massive Ablehnung der BVG-Umwandlungssatzvorlage zu erklären,
für die sich Economiesuisse stark eingesetzt hatte. Die gefühlte Krise verhindere
Unternehmertum und die Unternehmen müssten mittels Transparenz wieder mehr
Vertrauen schaffen. Deshalb machte sich der Verband 2010 für einen indirekten
Gegenvorschlag zur Abzocker-Initiative stark, nachdem er einen solchen im Vorjahr
noch abgelehnt hatte. Vizepräsident Johann Schneider-Ammann bekannte, dass man
vor dieser Initiative aufgrund des momentan herrschenden Misstrauens Respekt habe.
Der im Herbst zum Bundesrat gewählte Schneider-Ammann äusserte sich auch besorgt
zur Entwicklung des Euro-Kurses. Aufgrund der europäischen Schuldenkrise würde der
Franken stärker, was die Exportwirtschaft belaste. Die Schmerzgrenze liege bei einem
Wechselkurs von 1.50 Fr. Das Nein zur Steuergerechtigkeitsinitiative, gegen die die
Economiesuisse stark angekämpft hatte, wurde auch den eigenen Bemühungen
zugeschrieben. 27

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 01.12.2010
MARC BÜHLMANN

Der Verband der Chemie- und Pharmaindustrie SGCI änderte seinen Namen in
Scienceindustries und will aus dem Schatten von Economiesuisse hinaustreten.
Scienceindustries vertritt über 250 Firmen, darunter Novartis, Roche und Syngenta. Der
Verband ist gegen einen überstürzten Ausstieg aus der Kernenergie. Als besonders
wichtig wird das Energieabkommen der Schweiz mit der EU betrachtet, da dieses ein
gesamtheitliches und koordiniertes Vorgehen vorsehe, was unterstützenswert sei. Die
Personenfreizügigkeit wird von Scienceindustries als lebenswichtig für die eigenen
Mitglieder und die Industrie betrachtet. 28

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 19.05.2011
DEBORA SCHERRER
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Economiesuisse setzte sich im April des Berichtsjahres für das Bundesgesetz über
Prävention und Gesundheitsförderung ein, obwohl Vertreter der Wirtschaft gespalten
waren. Das Gesetz wurde im Berichtsjahr vom Nationalrat abweichend zur Vorlage des
Bundesrates überwiesen. Der Ständerat beschloss hingegen Nichteintreten. Erstmals
meldete sich der Wirtschaftsdachverband auch zu gesundheitspolitischen Fragen und
verlangte in diesem Bereich weniger Staat zugunsten von mehr Markt. Economiesuisse
fordert die Aufhebung des Vertragszwangs in der Grundversicherung und lehnt eine
Einheitskrankenkasse entschieden ab. Im April 2011 startete Economiesuisse zudem
eine millionenschwere Kampagne für AKWs und Gaskombikraftwerke. Der Verband geht
davon aus, dass bis 2020 in jedem Fall neue Grosskraftwerke gebaut werden müssen.
Um die Versorgung sicherzustellen, soll so lange an Kernenergie festgehalten werden,
bis entsprechende Alternativen vorhanden sind. 29

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 07.06.2011
DEBORA SCHERRER

Economiesuisse-Präsident Gerold Bührer (fdp, SH) kündigte im Sommer seinen
Rücktritt von der Spitze des Wirtschaftsdachverbandes an. Als Nachfolger präsentierte
der Vorstand Rudolf Wehrli, Präsident des Chemiekonzerns Clariant und ehemaliger
Präsident des Pharma- und Chemiebranchenverbandes SGCI (heute Scienceindustries).
Wehrli war der breiteren Öffentlichkeit bisher kaum bekannt. Er sei aber in der
Wirtschaft stark vernetzt und gelte als ruhiger Stratege und Analytiker mit
integrierender Persönlichkeit. Die Generalversammlung bestätigte ihn am 31. August.
Die Medien kommentierten, dass auf Wehrli schwierige Zeiten zukommen würden:
Wegen der Finanzkrise und Bonusexzessen auf gewissen Chefetagen habe der
Dachverband in der Bevölkerung an Glaubwürdigkeit verloren. Ausserdem stünden
schwierige Dossiers an: Die Zukunft der Personenfreizügigkeit zwischen Schweiz und
Europäischer Union sowie wichtige Volksinitiativen wie die Abzocker-Initiative, die
Mindestlohn-Initiative und die 1:12-Initiative der Jungsozialisten. 30

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 01.09.2012
JOHANNA KÜNZLER

Mitte März wurde eine neue wirtschaftsfreundliche Plattform ins Leben gerufen:
„Succèsuisse“ soll sich laut deren Gründer, Nationalrat Ruedi Noser (fdp, ZH), für die
Verteidigung des schweizerischen Erfolgsmodells einsetzen. Dieses werde zurzeit durch
verschiedenste Volksbegehren infrage gestellt; als Beispiele nannte Noser die linke 1:12-
und die Mindestlohn-Initiative sowie die immigrationskritischen Anliegen Ecopop und
die Initiative gegen Masseneinwanderung. Es stünden bereits 200 bis 500 Unternehmen
hinter Succèsuisse, man wolle sich künftig mit Economiesuisse und dem
Gewerbeverband koordinieren. 31

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 13.04.2013
JOHANNA KÜNZLER

Für grosse Medienaufmerksamkeit sorgten im März die Austrittsdrohung des Verbands
der Schweizerischen Uhrenindustrie (FH) aus der Economiesuisse und die damit
einhergehenden Beanstandungen, welche eines der wichtigsten Mitglieder, Swatch-
Group-Chef Nick Hayek am Dachverband äusserte. Sowohl in der Debatte um den
starken Franken von 2011 wie auch bei der Kampagne gegen den Atomausstieg und bei
der Swissness-Diskussion habe sich die Economiesuisse ungeschickt positioniert.
Tatsächlich war dieser letzte Punkt wohl der Hauptgrund für den angedrohten Austritt:
Der FH war unzufrieden mit der Festlegung des Ständerats im vergangenen Winter, dass
Produkte mit dem Label „Swiss-Made“ nur zu 50% wirklich aus der Schweiz stammen
müssten. Der Verband hatte für eine Sonderlösung plädiert, die zumindest bei Uhren
eine höhere Schwelle von 60% angesetzt hätte. Als sich das Parlament nach längerem
Hin und Her im Sommer doch noch für eine generelle Untergrenze von 60% aussprach,
war es allein eine Frage der Zeit, bis der FH seine Drohung zurückziehen würde: Nach
der gewonnenen 1:12-Abstimmung und der personellen Reorganisation der
Economiesuisse erfolgte dieser Schritt im November. 32

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 26.11.2013
JOHANNA KÜNZLER

2013 war für den Wirtschaftsdachverband Economiesuisse ein Jahr enormer
Turbulenzen: Trotz einer massiven Gegenkampagne zur Abzocker-Initiative – die
Economiesuisse hatte CHF 8 Mio. investiert – stimmte das Volk im Frühling der Vorlage
mit 68% Ja-Anteil zu. Bereits im Vorfeld der Abstimmung hatten sich die
Negativschlagzeilen über das Verhalten des Verbands gehäuft: So war bekannt
geworden, dass eine von Economiesuisse angestellte PR-Agentur Studierende dafür
bezahlt hatte, unter falschen Namen Online-Kommentare gegen die Initiative von
Thomas Minder (parteilos, SH) zu verfassen. Präsident Rudolf Wehrli beteuerte, dass
dies ohne Wissen von Economiesuisse geschehen sei. Dennoch war die öffentliche

ANDERES
DATUM: 11.12.2013
JOHANNA KÜNZLER
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Debatte ab diesem Zeitpunkt klar von Kritik an der Organisation geprägt, welche durch
das Abstimmungsresultat noch zusätzlich befeuert wurde. Der Verbandsspitze wurde
vorgeworfen, sie hätte sich arrogant verhalten und die Verbindung zur Schweizer
Bevölkerung verloren. In den Medien wurde versucht, die Gründe für das Scheitern und
den Imageverlust des einst so renommierten Wirtschaftsvertreters zu eruieren. Man
konstatierte dabei ein grundsätzliches Malaise, welches sich durch die Globalisierung
ergeben habe: Die Wirtschaft entferne sich zunehmend von der Politik und
konzentriere sich auf die weltweite Lage, während politische Diskussionen weiterhin
hauptsächlich auf nationaler Ebene geführt würden. Für einen Dachverband wie
Economiesuisse werde es dabei immer schwieriger, verschiedene Akteure auf eine
gemeinsame Position zu bringen: Kleine und mittlere Unternehmen (KMU) hätten oft
andere Interessen als Grosskonzerne, die Finanzbranche strebe andere Ziele an als der
Werkplatz usw. Auch Economiesuisse selbst wurde sich ihrer misslichen Lage
zunehmend bewusst. Die Direktion versprach im April eine fundierte Analyse der
eigenen Strukturen und Verhaltensmuster mit anschliessender Neuausrichtung. Diese
wurde im Sommer vollzogen: Am 19. Juni gaben sowohl Präsident Rudolf Wehrli als auch
Direktor Pascal Gentinetta ihre Rücktritte bekannt. Für Gentinetta übernahm ad interim
Rudolf Minsch das Amt, der bisherige Chefökonom des Verbands. Wehrli stellte an
seinen Nachfolger die Kriterien, dass er ein höheres Arbeitspensum übernehme –
Wehrli hatte nur zu 30% für die Economiesuisse gearbeitet – und dass er ein
Wirtschaftsvertreter sein müsse, der auch in der Politik über ein ausgebautes Netzwerk
verfüge. Dieses habe Wehrli während seiner einjährigen Tätigkeit als Präsident gefehlt.
Im August konnte die Findungskommission des Verbands einen Kandidaten mit den
verlangten Qualitäten präsentieren: Heinz Karrer, Direktor der Axpo, stellte sich für das
Amt des Präsidenten zur Verfügung. Seine Kandidatur stiess auf durchwegs positives
Echo: Der ehemalige Profi-Handballspieler hatte bereits in diversen
Wirtschaftssektoren Erfahrungen gesammelt; nebst seiner aktuellen Anstellung im
Energiebereich etwa bei der Swisscom oder in der Medienbranche bei Ringier. Auch
politische Kenntnisse konnte Karrer aufweisen: In den 80er Jahren hatte er den
Verband der Schweizer Sportartikel-Industrie geleitet. Sein Umfeld beschrieb ihn als
bodenständig, konziliant und kommunikativ. Kurz vor seinem Amtsantritt erläuterte
Karrer in einem Interview mit der NZZ, wie er seine künftige Rolle bei der
Economiesuisse definiere: Er werde nicht nur die Schnittstelle zwischen Verband und
Medien sein, sondern auch den Geschäftsführer mit Rat und Ideen unterstützen. Des
Weiteren wolle er den Kontakt zu Politik und Verbandsmitgliedern pflegen, die innere
Geschlossenheit erhöhen und die Organisation wieder vermehrt als Expertin für
Wirtschaftsfragen positionieren. Auch auf strategischer Ebene reformierte sich die
Economiesuisse: Vizepräsident Hans Hess stellte in der Wochenzeitung „Der Sonntag“
drei Kernthemen vor, auf welche sich der Dachverband in Zukunft konzentrieren werde:
Aussenwirtschaft – mit einem Schwerpunkt auf die Beziehungen zur EU –,
wirtschaftspolitisch günstige Rahmenbedingungen für Unternehmen sowie
Energiepolitik. Um eine Verzettelung in verschiedenste Debatten zu vermeiden, soll die
Verteidigung spezifischer Interessen fortan an die jeweiligen Branchenvertretungen
delegiert werden. Nicht neu eingesetzt werden konnte bis Ende Jahr ein permanenter
Direktor für den Verband: Jean-Marc Hensch, ein PR-Berater, welcher vom
Vorstandsausschuss bereits zur Wahl vorgeschlagen worden war, musste im Dezember
seine Kandidatur wegen eines Herz-Kreislauf-Leidens zurückziehen. Minsch verlängerte
daher seine Position als ad-interims-Direktor bis auf Weiteres. 33

Die Economiesuisse stellte ihre Kräfte 2014 ganz in den Dienst der Beziehungen mit der
EU. Nach der Annahme der Masseneinwanderungsinitiative und der damit de facto
Infragestellung der bilateralen Verträge setzten sich sowohl Präsident Heinz Karrer als
auch die neue Direktorin Monika Rühl an verschiedenen Fronten für eine Fortführung
derselben ein. Der wirtschaftliche Austausch mit dem grössten Nachbarn der Schweiz
sei essenziell für den Wohlstand des Landes. Mit der Ablehnung der Ecopop-Initiative
konnte der Dachverband dann auch einen ersten Erfolg in dieser Thematik
verbuchen. 34

ANDERES
DATUM: 01.01.2014
JOHANNA KÜNZLER
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Mitte Februar präsentierte der Wirtschaftsdachverband Economiesuisse eine
Nachfolgerin für seinen im letzten Sommer zurückgetretenen Direktor Pascal
Gentinetta. Mit Monika Rühl übernimmt eine Bundesbeamtin das Zepter: Zuletzt diente
sie als Generalsekretärin des Departements für Wirtschaft, Bildung und Forschung
(WBF), davor hatte sie den Bereich bilaterale Wirtschaftsbeziehungen im
Staatssekretariat für Wirtschaft (Seco) geleitet. Diese engen Verbindungen zur
Verwaltung wurden vom Vorstand der Economiesuisse hervorgehoben: Eine gute
Vernetzung und profunde Kenntnis der parlamentarischen Prozesse seien für den
Verband besonders wichtig. Man wolle zudem nach den abstimmungspolitischen
Niederlagen bei der Abzocker- und der Masseneinwanderungsinitiative wieder
bodenständiger werden. Rühl sei mit ihrer bescheidenen, aber bestimmten Art die
richtige Führungsperson hierzu. Rühl ist die erste Frau in der Geschichte des Verbands,
welche die Direktion übernimmt. Der 69-köpfige Vorstand der Economiesuisse wies
zum Zeitpunkt ihrer Wahl nur drei weibliche Mitglieder auf. 35

ANDERES
DATUM: 15.02.2014
JOHANNA KÜNZLER

Die Umsetzung der Masseneinwanderungsinitiative (MEI) führte zum Streit zwischen
den beiden grössten Wirtschaftsverbänden Economiesuisse und dem
Gewerbeverband (SGV). Gleich zu Beginn des Jahres knallte es zwischen den beiden,
nachdem sich der Arbeitgeberverband und die Wirtschaftsverbände Economiesuisse,
Swissmem und Scienceindustries in einem „Vorschlag der Wirtschaft“ zur Umsetzung
der MEI anstatt für Kontingente für eine Schutzklausel stark machten. In ihren Augen
soll die Zuwanderung grundsätzlich offengelassen und erst nach dem Erreichen einer
gewissen Schwelle, die vom Bundesrat definiert werden soll, beschränkt werden. Noch
gleichentags verschickte der SGV eine Medienmitteilung mit dem Titel „Keine Wirtschaft
ohne Schweizer KMU und Gewerbe“. Der SGV zeigte sich darin verärgert, dass die vier
Verbände ihren Vorschlag als generelle Position der Wirtschaft bezeichneten und
deutete dies als eine „Irreführung der öffentlichen Meinung“. Denn der SGV, dessen
KMU zwei Drittel aller Arbeitsplätze stellten und der damit die „Nummer 1“ unter den
Wirtschaftsverbänden sei, unterstütze die Schutzklausel nicht, hiess es im
Communiqué. Obwohl der SGV mit Economiesuisse einigging, dass die Kündigung der
Bilateralen „schwerwiegende negative Folgen“ für die KMU hätte, glaubte der Verband
nicht daran, dass die vier Verbände die Wirtschaft freiwillig beschränken würden. Der
SGV befürchtete, dass mit einer Schutzklausel die Einwanderungsschwelle zu hoch
angesetzt würde, was dem Volkswillen nicht gerecht werde und auch nicht im Interesse
der KMU sei. Man wolle deshalb die Botschaft des Bundesrats abwarten und bis dahin
dessen Verhandlungsposition nicht durch eine „wenig durchdachte Serie theoretischer
Vorschläge“ unnötig schwächen. An einem Treffen der Wirtschaftsdachverbände Mitte
Februar in Lausanne – die Stimmung wurde von einem Teilnehmer als unheimlich
bezeichnet – konnten sich die beiden Verbände neben der Migrationsthematik auch bei
der Rentenreform und beim neuen RTVG, gegen das der SGV das Referendum ergriffen
hatte, nicht einigen. Obwohl die Medien den Schlagabtausch dankbar annahmen, wurde
auch etwas wehmütig den Zeiten gedacht, als die vormaligen FDP-Nationalräte Gerold
Bührer (Economiesuisse) und Edi Engelberger (SGV) die beiden Wirtschaftsverbände
führten und ihre Differenzen jeweils beim Jassen klärten. 

Ebenfalls zu Beginn des Jahres veröffentlichte der SGV im Hinblick auf die
Parlamentswahlen im Herbst ein Rating, das die derzeitigen National- und Ständeräte
betreffend ihrer KMU-Freundlichkeit bewertete. Zum Ärger der Mitte-Rechts-Parteien
trat die SVP dabei mit Abstand als KMU-freundlichste Partei hervor: Gemäss dem Rating
gehören 40 der 50 KMU-freundlichsten Nationalräte der SVP an; im Ständerat belegen
vier der fünf SVP-Ständeräte die ersten vier Plätze. Weil bekannte KMU-nahe Politiker
aus CVP und FDP zum Teil weit abgeschlagen waren, kritisierten CVP-Präsident
Christophe Darbellay und FDP-Präsident Philipp Müller das Rating heftig. Es würden zu
viele Geschäfte bewertet und deren Gewichtung sei unverhältnismässig, so ihr Fazit. So
würde die Haltung eines Parlamentariers zur MEI als ebenso wichtig beurteilt wie die
Haltung zur Einheitskrankenkasse oder zur Autobahnvignette, obwohl die MEI für die
Wirtschaft „hundertmal wichtiger“ sei, sagte etwa Darbellay. Für Müller und Darbellay
fiel im Rating, das 169 KMU-relevante Parlamentsgeschäfte bewertete, die
unterstützende Haltung der SVP-Politiker zur MEI und damit die potenzielle Gefährdung
der Bilateralen Verträge mit der EU zu wenig ins Gewicht.

In den Medien wurde daraufhin einerseits die Emanzipation des SGV von der
Economiesuisse in den Fokus genommen, andererseits die Nähe des SGV zur SVP
untersucht. Die Emanzipation des SGV setzte 2013 ein, als Economiesuisse als
Kampagnenführerin gegen die Abzocker-Initiative an der Urne eine herbe Niederlage
einstecken musste. Aufgrund der dadurch verursachten Krise bei Economiesuisse,

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 08.01.2015
SAMUEL BERNET
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übernahm in der Folge der SGV die Kampagnenführung gegen die 1:12- und gegen die
Mindestlohn-Initiative – beides Male erfolgreich. Dadurch gewann der SGV an
Selbstbewusstsein, was auch SGV-Präsident Jean-François Rime gegenüber der Zeitung
Le Temps bezeugte: Die Zeiten, als der SGV als Kofferträger der Economiesuisse
fungierte, seien vorbei. Der Machtkampf wurde von den Medien allerdings relativiert,
weil die gegenseitige Abhängigkeit der Verbände offensichtlich war. Denn obwohl
Economiesuisse die Kampagnenführung bei den jüngsten Abstimmungen dem SGV
überliess, finanzierte sie zu grossen Teilen die Kampagnen und trug dadurch wesentlich
zu deren Erfolgen bei. Das mediale Fazit lautete: Für den SGV sind die Giftpfeile gegen
Economiesuisse identitätsstiftend, im Grunde wissen aber beide, dass es ohne den
Anderen nicht geht. 

Die SVP-Nähe des Gewerbeverbands fand nicht erst mit dem umstrittenen KMU-Rating
im Januar den Weg in die öffentliche Debatte: Mitte-rechts-Parteien monierten schon
länger, der SGV stehe unter zunehmendem Einfluss der SVP. Erste Hinweise gab es
2010: Jahrelang war der SGV von einem FDP-Vertreter präsidiert worden, bis 2010 mit
Bruno Zuppiger ein SVP-Nationalrat das Präsidium übernahm. Nach der politischen
Affäre Zuppiger und dessen Rücktritt sowohl als Nationalrat als auch als SGV-Präsident
konnte mit Jean-François Rime das Spitzenamt in SVP-Hand behalten werden. Es war
aber insbesondere die MEI, die Nährboden für Zweifel an der Unabhängigkeit des SGV
von der SVP bot. Zwar sprach sich der SGV an der Seite der restlichen
Wirtschaftsverbände im Vorfeld der Abstimmung klar gegen die Initiative aus, allerdings
büsste der Verband an Glaubwürdigkeit ein, weil Rime Mitglied des Initiativkomitees der
MEI war. Auch dass der SGV bei der Umsetzung der MEI den Alleingang antrat und nicht
eine gemeinsame Position mit den anderen Wirtschaftsverbänden vertrat, wurde auf
die SVP-Nähe des Verbands zurückgeführt. Direktor Hans-Ulrich Bigler, der selber im
Herbst des gleichen Jahres für die FDP in den Nationalrat gewählt wurde, widersprach
dieser Auslegung. Der Vorstand und die Gewerbekammer – das Parlament des SGV –
seien beide parteipolitisch breit abgestützt und ausgewogen mit Vertretern aller
wichtigen bürgerlichen Parteien besetzt, sagte er gegenüber der Sonntagszeitung. 36

Heinz Karrer, Präsident von Economiesuisse, verlor 2016 sein gewichtigstes
Verwaltungsratsmandat. Der bis dato schweizerische Reisekonzern Kuoni, dessen
Verwaltungsratspräsident Karrer seit 2014 war, wurde im Mai an die schwedische
Beteiligungsgesellschaft EQT verkauft, wodurch sämtliche Verwaltungsräte von Kuoni
ihre Posten räumen mussten. Nach dem Rücktritt bei Kuoni hatte Karrer zwar noch drei
Verwaltungsratsmandate inne, jedoch war er nirgends mehr Präsident. Damit erfüllte er
eine vage formulierte Vorgabe in den Verbandsstatuten von Economiesuisse nicht
mehr, wonach der Verbandspräsident „in der Regel“ ein Verwaltungsratspräsidium
ausüben sollte. 37

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 03.05.2016
SAMUEL BERNET

Die Frage, wie die Volksinitiative „Gegen Masseneinwanderung“ der SVP umgesetzt
werden sollte, liess die drei grossen Wirtschaftsverbände auch im Jahr 2016 gespalten.
Bevor das Geschäft in den Nationalrat kam, liess der Gewerbeverband (SGV) verlauten,
dass er Kontingente und Höchstzahlen ablehne und sich stattdessen für einen
„niederschwelligen“ Inländervorrang einsetze. Das Bekenntnis des Gewerbeverbands zu
einer sanften Umsetzung der Masseneinwanderungsinitiative war für die Medien eine
Überraschung, da der Verband zuletzt durch seine Nähe zur SVP aufgefallen war.
Verbandsdirektor Hans-Ulrich Bigler sagte diesbezüglich in einem Interview mit dem
Tagesanzeiger, dass es intern „keine grosse Opposition“ gegen diese Position gegeben
habe und sich auch SVP-Vertreter dafür ausgesprochen hätten. Economiesuisse und
der Arbeitgeberverband (SAV) hingegen sprachen sich vor der Nationalratsdebatte für
eine strengere Umsetzung der Volksinitiatve aus. Zwar befürworteten auch sie in einer
ersten Phase eine milde Umsetzung. Sollte sich diese aber als wirkungslos herausstellen,
sollte der Bundesrat in einer zweiten Phase die Möglichkeit haben, strengere
Massnahmen zu ergreifen, notfalls auch ohne Einwilligung der EU. Economiesuisse
schwenkte jedoch um, nachdem sich der Nationalrat Mitte September für einen
„Inländervorrang light“ ausgesprochen hatte, der mit den Bilateralen Verträgen
kompatibel war. Man sei „erfreut“ über den Entscheid des Nationalrats, hiess es in einer
Medienmitteilung des Verbands. Der Arbeitgeberverband hingegen pochte weiterhin
darauf, dass die Schweiz auch ohne Zustimmung der EU Abhilfemassnahmen einführen
können solle – jedoch erfolglos, wie die endgültige Ausarbeitung des Gesetzes im
Dezember zeigte.
Kritik musste in der Folge vor allem Economiesuisse einstecken, deren Verbandsspitze
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um Präsident Heinz Karrer und Direktorin Monika Rühl Führungsschwäche vorgeworfen
wurde. Anstatt bei einem Europa-Geschäft – einem Kerndossier von Economiesuisse –
eine Führungsrolle einzunehmen, habe man sich hinter dem Arbeitgeberverband
versteckt, resümierte etwa die NZZ. 38

Die Niederlage in der Abstimmung über die Unternehmenssteuerreform III (USR III)
brachte die kampagnenführenden Wirtschaftsverbände, insbesondere
Economiesuisse, politisch unter Druck. Im Interview mit dem «Blick» eine Woche nach
der Abstimmung distanzierte sich FDP-Parteipräsidentin Petra Gössi, deren Partei sich
neben dem SGV und Economiesuisse zuvorderst an der Ja-Kampagne zur USR-III-
Abstimmung beteiligt hatte, deutlich von den Wirtschaftsverbänden. Einzelne
Wirtschaftsverbände hätten in der Bevölkerung kein gutes Ansehen mehr, schlimmer sei
aber, dass die Verbände zwar «reichlich Geld», aber das Gespür verloren hätten, «von
wo der politische Wind weht». Das fehlende politische Gespür verortete Gössi im
Versagen von Economiesuisse, ein Bindeglied zwischen Politik und Wirtschaft zu sein
und auch Missstände in der Wirtschaft aufzeigen zu können. «Warum verdient zum
Beispiel ein Manager Abermillionen, wenn das Unternehmen gleichzeitig Verluste
einfährt?», fragte Gössi rhetorisch und antwortete gleich selbst, dass dies «kein
Mensch» verstehe. Auch zeigte sie sich enttäuscht, dass ihre Partei in der
Abstimmungskampagne zu wenig zu Wort gekommen sei. «Eine Kampagne wie bei der
Unternehmenssteuerreform III wird es mit der FDP nicht mehr geben», schlussfolgerte
Gössi. In Zukunft sehe sie keinen anderen Weg, als dass in Abstimmungskampagnen die
Parteien wieder die Führung übernehmen müssten. In der «Schweiz am Sonntag» griff
auch Ulrich Giezendanner (svp, AG) die Führung von Economiesuisse an. Er
beanstandete, dass der Wirtschaftsverband im Parlament an Bedeutung verliere und
dessen Präsident Heinz Karrer und die Direktorin Monika Rühl öffentlich zu wenig
präsent seien, um das Vertrauen der Bevölkerung gewinnen zu können. Giezendanner
forderte die Absetzung der Economiesuisse-Führung, musste sich aber im Gegenzug
den Vorwurf gefallen lassen, dass er sich als SVP-Politiker eine europapolitisch
kritischere Verbandsspitze wünsche und ihm ein Wechsel im Führungsstab in dieser
Hinsicht gelegen käme. Giezendanner forderte jedoch auch, dass die
Kampagnenführung vom Dachverband getrennt werden solle – eine Idee, die der
ehemalige Direktor von Avenir Suisse, Gerhard Schwarz, nach der USR-III-Abstimmung
in der NZZ aufgeworfen hatte. Bis im Jahr 2000 habe es neben Economiesuisse, dem
Arbeitgeberverband und dem SGV noch die «Wirtschaftsförderung» als
Kampagnenorganisation der Wirtschaftsverbände gegeben. Würden das Lobbying und
die Kampagnenführung eines Wirtschaftsverbandes nicht getrennt, könnten sie sich
gegenseitig beschädigen, so Schwarz, weil Lobbying persönliche Kontakte und grosse
Detailgenauigkeit in politischen Geschäften erfordere, die Kampagne hingegen
Massenkommunikation sei und meist Vereinfachungen verlange. In der
«Nordwestschweiz» verwies der Mediensprecher von Economiesuisse darauf, dass man
im Verband eine Aufteilung von Lobbying und Kampagnenführung nach der verlorenen
Abzocker-Initiative ernsthaft geprüft habe und damals zum Schluss gekommen sei, die
beiden Bereiche nur intern zu trennen. Bei der Analyse der USR III werde dies aber
erneut Thema sein. Monika Rühl und Heinz Karrer verwiesen nach der Abstimmung
darauf, dass man die Kampagne noch sorgfältig analysieren müsse. Sicher wolle man bei
zukünftigen Kampagnen vermehrt die persönliche Betroffenheit bei den Stimmbürgern
aufzeigen, so wie dies den Gegnern der USR III gelungen sei, so Rühl in der Luzerner
Zeitung. Aber auch das Economiesuisse-Projekt «Wirtschaft und Gesellschaft», mit
welchem Economiesuisse seit zwei Jahren versucht, den Dialog zur Bevölkerung
herzustellen, müsse fortgeführt werden. Heinz Karrer gab in der Basler Zeitung zu
bedenken, dass Auftritte von Persönlichkeiten wie alt Bundesrätin Eveline Widmer-
Schlumpf und der ehemalige Solothurner FDP-Regierungsrat Christian Wanner
ebenfalls das Abstimmungsresultat beeinflusst haben dürften und die Niederlage nicht
alleine auf Fehler in der Kampagnenführung zurückzuführen sei. Ein Rücktritt
seinerseits sei derzeit kein Thema. 39

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 12.02.2017
SAMUEL BERNET

Viele Gewerbe- und Unternehmerverbände, darunter auch Economiesuisse, lehnten
die Selbstbestimmungsinitiative ab. Economiesuisse argumentierte etwa, dass rund
600 Wirtschaftsabkommen der Schweiz – darunter beispielsweise bilaterale Verträge
mit der EU oder Freihandelsabkommen – bei einer Annahme der Initiative gefährdet
seien. Gestört fühlte man sich ob diesem Argumentarium in der Weltwoche: Glaube
man den Aussagen des Verbandes, so steuere die Schweiz bei einer Annahme der
Initiative auf eine «wirtschaftliche Apokalypse» zu. Auch die SVP kritisierte den
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Wirtschaftsverband scharf: Thomas Matter (svp, ZH) warf der Economiesuisse gar vor,
sie wolle die direkte Demokratie abschaffen, wie das St. Galler Tagblatt berichtete.
Heinz Karrer, Präsident der Organisation, tat daraufhin die Kritik Matters als Polemik ab.
Die einzige Gefahr für «unser funktionierendes System», so Karrer ebenfalls im St.
Galler Tagblatt, sei die Initiative selbst.
Dass die Argumente von Economiesuisse «Quatsch» seien, fand aber auch FDP-
Nationalrat Thierry Burkhart (fdp, AG), wie der Sonntags-Blick berichtete.
Economiesuisse verwende stets die gleichen Argumente, wonach die Schweiz auf eine
wirtschaftliche Katastrophe zusteuere, würde nicht entsprechend abgestimmt. Diese
Rhetorik sei nicht glaubwürdig und verfehle die Wirkung. Dennoch, so Burkhart weiter,
sei es wichtig, dass die Initiative auch von der Wirtschaft bekämpft werde.
Kaum Unterstützung erhielt die Initiative ferner vom SGV, dessen Delegierte die Nein-
Parole beschlossen. Der Gewerbeverband des Kantons St. Gallen wich freilich ab und
gab die Ja-Parole heraus. 40

Im Dezember wurde vom Bundesrat ein erster Entwurf zum Rahmenvertrag mit der EU
veröffentlicht, worauf die Meinungen der Wirtschaftsverbände insbesondere
betreffend des Lohnschutzes auseinandergingen, wie etwa der «Blick» berichtete.
Während SAV-Präsident Valentin Vogt und Hans Hess, Präsident von Swissmem, das
Abkommen verteidigten, da sie etwa den Lohnschutz auch im Zusammenhang mit den
flankierenden Massnahmen nicht als gefährdet betrachteten, enervierten sich die
Gewerkschaften darüber, dass der Lohnschutz Teil der Verhandlungen geworden sei.
Der neue SGB-Präsident Pierre-Yves Maillard (sp, VD) etwa verlangte in einem Interview
mit der Aargauer Zeitung vom Bundesrat, sich an sein Versprechen zu halten, wonach
der Lohnschutz bei den Verhandlungen eine rote Linie sei, die nicht überschritten
werden dürfe. Eine ähnliche Meinung vertrat auch Hans-Ulrich Bigler (fdp, ZH) vom SGV,
denn der Lohnschutz, so Bigler gemäss «Blick», sei unverhandelbar. Würde der
Lohnschutz Teil des Abkommens, müsste die Schweiz Richtlinien und Änderungen der
EU automatisch übernehmen.
Später berichtete die Sonntagszeitung darüber, dass sich der Disput unter den
Verbänden weiter zuspitzte, als Vogt ohne Absprache mit dem Gewerbeverband
signalisierte, «den Rahmenvertrag mit grossen Geschenken an die Gewerkschaften
retten» zu wollen. Ein Skandal sei dies für Bigler, so die Sonntagszeitung, denn für
diesen stehe fest, dass der Vertrag in dieser Form nicht unterschrieben werden dürfe.
Später zog Vogt seine Offensive zurück, denn die Gewerkschaften sowie der
Gewerbeverband blieben ihrer Position treu.
Economiesuisse-Präsident Heinz Karrer schliesslich hatte bereits im Herbst in der NZZ
seine Überzeugung bekannt gegeben, dass im Hinblick auf die Verhandlungen über das
Rahmenabkommen mit der EU eine dynamische Übernahme von EU-Gesetzgebungen
seitens der Schweiz möglich sei. Da ein Schiedsgericht jeweils die Verhältnismässigkeit
überprüfen würde, sodass die EU keine unverhältnismässigen Retorsionsmassnahmen
beschliessen könnte, sehe er im Rahmenabkommen gar einen «grosse[n] Vorteil für die
Schweiz». Die Gesprächsverweigerung der Gewerkschaften halte er daher für
«unschweizerisch», wie das St. Galler Tagblatt zitierte. 41

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 15.12.2018
CHRISTIAN GSTEIGER

Wie der «Blick» berichtete, seien im Oktober 2019 die Räumlichkeiten von
Economiesuisse von «Autonomen gestürmt» worden. Die Aktivisten hätten sich Zutritt
zum Büro des Wirtschaftsverbandes verschafft und Masken des türkischen Präsidenten
Recep Tayyip Erdogan getragen. Hinter der Aktion steckte die linksautonome
Gruppierung «Revolutionäre Jugend Bern», die ein Video von der Aktion
veröffentlichte. Sie warf Economiesuisse vor, mit «Diktaturen und Terrorregimen» wie
der Türkei zusammenzuarbeiten, da sich der Verband für ein Freihandelsabkommen mit
dem Land eingesetzt hatte. Der Wirtschaftsverband erstattete aufgrund des Vorfalls
Anzeige wegen Hausfriedensbruch und Drohung. 42

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 23.10.2019
CHRISTIAN GSTEIGER

Neben Economiesuisse sprachen sich auch mehrere weitere Wirtschaftsverbände zu
Jahresbeginn 2019 für das institutionelle Rahmenabkommen mit der EU aus,
wenngleich man noch einigen Klärungsbedarf und einiges Verbesserungspotenzial sah.
In der «Weltwoche» verkündete Monika Rühl, Vorsitzende der Geschäftsleitung von
Economiesuisse, man befürworte das Abkommen, weil es den Zugang zum EU-
Binnenmarkt sichere und die Rechtssicherheit zwischen der Schweiz und der EU
verbessere. Bedingungslosen Zuspruch erhielt das Abkommen vom
Wirtschaftsdachverband indes nicht: So seien etwa die hohen Schweizer Löhne zu
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schützen und durch die vorgesehene vereinfachte Niederlassungsmöglichkeit dürfe
nicht der Anschein gemacht werden, EU-Bürger hätten Anrecht auf Schweizer
Sozialhilfe. Ferner müsse garantiert werden, dass die Schweiz ihr Steuersystem
«aufrechterhalten» könne. Diese Punkte, so liess Economiesuisse-Präsident Heinz
Karrer gegenüber den Medien verlauten, gelte es noch präzise abzuklären. Ähnlich
äusserten sich auch Swissmem-Präsident Hans Hess, SBVg-Präsident Herbert Scheidt
oder SAV-Präsident Valentin Vogt: Es gebe zwar Diskussionsbedarf, doch grundsätzlich
sei das Abkommen wichtig und richtig, da es die Prosperität der Schweiz sichere.
Vorerst verhalten gab sich der Schweizerische Gewerbeverband: SGV-Direktor Hans-
Ulrich Bigler (fdp, ZH) meinte etwa, der Bundesrat dürfe den Vertrag nicht
unterzeichnen und müsse eine bessere Version aushandeln. Im April gab der Verband
dann bekannt, man wolle sich zum Vertragstext erst wieder äussern, wenn eine
definitive Fassung vorliege. Zudem sei nun die Abstimmung zur Begrenzungsinitiative
abzuwarten: Würde diese angenommen, hätte sich das mit dem Abkommen sowieso
erübrigt. 43
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